année
politique
suisse

DOKUMENTATION - ANALYSE - DIFFUSION

Ausgewahlte Beitrage zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 20.04.2024

Thema Sozialversicherungen

Schlagworte Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)
Akteure Unia. Die Gewerkschaft.

Prozesstypen Keine Einschrankung

Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut fur Politikwissenschaft
Universitat Bern

Fabrikstrasse 8

CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beitrage von
Caroni, Flavia

Heidelberger, Anja

Bevorzugte Zitierweise

Caroni, Flavia; Heidelberger, Anja 2024. Ausgewdhlte Beitrége zur Schweizer Politik:
Sozialversicherungen, Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV), Unia. Die

Gewerkschaft., 2015 - 2017. Bern: Année Politique Suisse, Institut fur

Politikwissenschaft, Universitat Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am

20.04.2024.

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK

01.01.90 - 01.01.20


http://www.anneepolitique.swiss

Inhaltsverzeichnis

Allgemeine Chronik
Sozialpolitik
Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

_ A A

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

AVS Assurance-vieillesse et survivants

SSR Société suisse de radiodiffusion
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MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.09.2016
FLAVIA CARONI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Sommersession 2015 gelangte die Motion Niederberger (cvp, NW) zur
Abschaffung unnoétiger Administrativarbeiten fiir die AHV zur Beratung in den
Nationalrat. Die Mehrheit der Kommission fir Wirtschaft und Abgaben WAK-NR
beantragte Annahme der Motion, eine Minderheit Jans (sp, BS) beantragte Ablehnung.
Der Mehrheitssprecher betonte die Wichtigkeit und Dringlichkeit einer administrativen
Entlastung der Wirtschaft insbesondere angesichts der anhaltenden Frankenstérke. Die
Argumentation des Bundesrates bezlglich Schwarzarbeitsbekdmpfung sei zudem nicht
Uberzeugend: Die Verantwortung daflr liege nicht bei der AHV, sondern bei den
Migrationsamtern. Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion machten auf den
Umstand aufmerksam, dass die Motion unmittelbar auf eine - weitreichende -
Verordnungsénderung abziele. Vor diesem Hintergrund kritisierten sie, dass bei den
betroffenen Akteuren, namentlich den Kantonen, den Migrationsdmtern und den
Sozialpartnern, keine Vernehmlassung durchgefiihrt worden war. Deshalb seien die
Auswirkungen der Motion unklar. Wahrend der Minderheitssprecher beim Antrag auf
direkte Ablehnung blieb und argumentierte, Schwarzarbeit sei in der Schweiz ein
grosses Problem, das infolge der Motion weiter zunehmen kénnte, reichte sein
Parteikollege Pardini (sp, BE) einen Ordnungsantrag ein, um den Vorstoss an die
Kommission zurtckzuweisen. Dies wirde dem Bundesrat die Moglichkeit geben,
Konsultationen durchzufihren und so die Informationsbasis zu verbreitern. Bundesrat
Berset drickte seine Unterstitzung fir den Ordnungsantrag aus. Er warnte davor, ohne
weitere Abklarungen eine Entscheidung zu treffen, welche angesichts der Tatsache,
dass der Standerat die Motion bereits angenommen hatte, definitiv wére. Gleichzeitig
versicherte der Innenminister, der Bundesrat sei immer um administrative
Vereinfachungen bemiht, wo diese moglich seien. In der Tat stellte sich im Laufe der
Beratung heraus, dass der Kommission bei ihrer Vorberatung relevante Bedenken
entgangen waren: So hatten sich der Unternehmerverband und die UNIA des Kantons
Waadt gegen die Motion ausgesprochen, mit dem Hinweis, diese schade ehrlichen
Unternehmen. Unehrliche Firmen, so dusserten sich auch Mitglieder der Ratsrechten,
kénnten ohne die Pflicht zur unterjéhrigen Meldung neuer Arbeitnehmender im Februar
neues Personal einstellen, um dieses anschliessend im Dezember wieder zu entlassen,
und so auf betrigerische Weise die AHV-Pflicht umgehen. Baustellenkontrollen, ein
wichtiges Instrument zur Bekémpfung von Schwarzarbeit, wirden zudem deutlich
erschwert.

Angesichts der in der Debatte gedusserten Argumente stimmten alle Fraktionen dem
Ordnungsantrag Pardini zu, dieser wurde mit 1756 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. Die Motion wurde damit vom Tagesprogramm gestrichen. '

Auf Vorschlag der Bundeskanzlei legte der Bundesrat den Abstimmungstermin fur die
Volksinitiative ,,AHVplus: fiir eine starke AHV"™ auf den 25. September 2016 fest. Er
entsprach damit nicht dem Wunsch der burgerlichen Parteien, die Initiative mdglichst
frh an die Urne zu bringen, damit diese vor der Beratung der Reform der
Altersvorsorge 2020 durch den Nationalrat vom Tisch gewesen ware. Die
Kommissionssitzungen zur Reform fanden folglich vor der Volksabstimmung tber die
Initiative statt, die Plenardebatte begann am Tag nach dem Abstimmungssonntag.

Auf der Beflrworterseite formierten sich nebst dem lancierenden Gewerkschaftsbund
die SP und JUSO, die Grlinen, samtliche anderen Gewerkschaftsorganisationen sowie
verschiedene, jedoch nicht alle Senioren- und Seniorinnenverbénde. Wichtigstes
Argument der BefUrworter war der Umstand, dass die Entwicklung der AHV-Renten
nicht mit jener der Léhne Schritt halten kénne und gleichzeitig die Lebenskosten,
insbesondere fur Mieten und Krankenkassen, angestiegen seien, weshalb es eines
Ausgleichs bedurfe. Dieser Ausgleich sei mittels der AHV, im Gegensatz zur zweiten
Saule, glinstig und effizient vorzunehmen. Bei den Pensionskassen sei in den nachsten
Jahren dagegen mit Rentenklrzungen von 15 bis 20% zu rechnen, ein weiterer Grund
fur eine Aufstockung der ersten Saule. Die AHV bezeichneten die Beflrworter und
Beflrworterinnen als nicht nur das gerechteste, sondern aufgrund des
Umlageverfahrens auch das sicherste Sozialwerk. An einer Medienkonferenz Ende Juni
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lancierte das Pro-Komitee seine Kampagne und klndigte an, bis zum Abstimmungstag
eine grosse Auswahl an niederschwelligen Anlassen durchzufiihren, um eine breite
Mobilisierung zu erreichen.

Auf der Gegnerseite fanden sich neben den Bundesbehdrden die blrgerlichen Parteien
SVP, FDP, CVP, EVP, GLP und BDP sowie die Wirtschaftsverbande (Arbeitgeberverband,
Gewerbeverband, Economiesuisse und Bauernverband). Sie warnten, angesichts der
demografischen Entwicklung fihre die Initiative zu Mehrkosten in unverantwortlicher
Hoéhe und stinde damit vollkommen quer zu den tatséchlichen Entwicklungen. Bis ins
Jahr 2030 wéare demnach bei Annahme der Initiative die Finanzierungslicke in der AHV
fast doppelt so gross, wie sie es gemass dem aktuellen Szenario ist, was auf Kosten der
jungen Beitragszahlerinnen und -zahler gehen werde. Die Situation der Rentnerinnen
und Rentner mit den tiefsten Einkommen wurden zudem durch die Initiative kaum
verbessert, weil diese ohnehin durch Erganzungsleistungen unterstltzt werden, welche
bei einer Anhebung der AHV entsprechend gesenkt wirden. Die Erhéhung der AHV sei
nicht notwendig, da diese mittels des Mischindex' laufend an die Teuerung und damit
an die Lohnentwicklung angepasst wuirde, und die Aussage der Initiantinnen und
Initanten, die Renten der zweiten Saule wirden stark sinken und es gelte daher die
erste Saule zu starken, entspreche nicht den Tatsachen. Uberhaupt sei eine
Gesamtreform der Altersvorsorge angezeigt; punktuelle Massnahmen wie die von der
Initiative angestrebte Erndhung seien keine Losung. Auch das Gegenkomitee klindigte
beim Start der Kampagne eine Reihe von Aktionen an.

Am Umstand, dass nebst den Parteien samtliche grossen und viele mittlere und kleine
Berufs- und Interessenorganisationen zur Initiative Stellung bezogen, lasst sich die
zugeschriebene Wichtigkeit der Vorlage ablesen. Dies héangt zweifellos mit der parallel
zum Abstimmungskampf im Parlament weiter diskutierten Reform der Altersvorsorge
zusammen, deren durch den Bundesrat vorgesehener fein austarierter Massnahmenmix
durch eine Annahme der Initiative auf den Kopf gestellt wirde.

Im Juli bezog Bundesrat Berset im Namen des Gesamtbundesrates Stellung zur
Initiative. Er wies auf die Konsequenzen einer Annahme flir die Reform der
Altersvorsorge hin, insbesondere da die Rentenerhéhung bereits per Anfang 2018
eingefuhrt werden musste, womit wenig Zeit fur eine Anpassung der Reform bliebe. Das
Defizit der AHV wirde rasch ansteigen. Der sozialdemokratische Vorsteher des
Innendepartements erklarte an der Medienkonferenz explizit, er habe die Initiative dem
Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. Damit stellte sich Berset einmal mehr gegen ein
Anliegen seiner eigenen Partei, und wiederum erhielt er von den Medien und vielen
politischen Akteuren ein gutes Zeugnis flr seine Ausfihrung dieser Aufgabe.

Die erste Tamedia-Umfrage, publiziert Mitte August, zeigte eine Zustimmung von 60%
fir die Initiative. Dieser hohe Wert Uberraschte; insbesondere gaben neben den
Anhéngerinnen und Anhénger des linken Lagers auch SVP- und CVP-Wéahlende
mehrheitlich an, fur oder eher flur die Initiative zu sein. Auch die erste SRG-Umfrage,
eine Woche spéater publiziert, zeigte einen Ja-Trend, wenn auch weniger deutlich. Die
Zustimmung geriet in der Folge ins Brockeln, womit sich Ende August ein enges Rennen
abzeichnete. Die Anzahl der Unentschlossenen blieb vergleichsweise hoch. Mitte
September wies die Tamedia-Umfrage ein Gleichgewicht zwischen Beflirwortern und
Gegnern aus, wahrend die SRG-Umfrage ein Nein vorhersagte. Erstere zeigte zudem
einen deutlichen Altersgraben: Wahrend jingere Stimmblrgerinnen und Stimmburger
der Initiative klar kritisch gegenlUberstanden, gaben altere ebenso klar an, sie annehmen
zu wollen. Angesichts der Ubermacht &lterer Stimmender an der Urne war deshalb
vereinzelt der Begriff der ,Gerontokratie" zu vernehmen.

Am 25. September 2016 legten schliesslich bei einer als durchschnittlich
einzustufenden Stimmbeteiligung rund 41% der Stimmenden ein Ja, 59% ein Nein in die
Urne. Nur in den Kantonen Jura, Neuenburg, Genf, Tessin und Waadt traf die Initiative
auf Zustimmung, womit sich annahernd ein Rdstigraben ergab. Besonders deutlich
wurde die Initiative in l[andlichen Gebieten der Deutschschweiz abgelehnt. Das Nein der
Stimmblurgerinnen und Stimmblrger wurde im Allgemeinen als Anschub fir die
anstehende Rentendebatte gedeutet, wobei Uneinigkeit darlber herrschte, ob die
Position der Linken dadurch geschwéacht wurde.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 43,13%
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 24.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Ja: 921'375 (40,60%) / Stande: 5
Nein: 1'348'032 (59,40%) / Stande: 15 6/2

Parolen

- Ja: SP, GPS; SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP (1*), CVP, FDP, GLP, BDP, EVP; Economiesuisse, SGV, SAV
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen ?

Neben dem obligatorischen Referendum zur Zusatzfinanzierung der AHV durch eine
Erhdhung der Mehrwertsteuer, kiindigten verschiedene Gruppierungen, allen voran die
Westschweizer Gewerkschaften, ihr Interesse an der Ergreifung eines fakultativen
Referendums zur Reform der Altersvorsorge 2020 an. So seien mit der Erhéhung des
Frauenrentenalters und der Senkung des Umwandlungssatzes zwei Anderungen
enthalten, die man nicht akzeptieren kénne. Nach kurzer Zeit wurde jedoch deutlich,
dass die Westschweizer Gewerkschaften nicht auf eine breite Unterstutzung hoffen
konnten und das Referendum mehrheitlich alleine wirden stemmen mussen.
Unterstitzt wurden sie lediglich von vereinzelten linken Organisationen, zum Beispiel
von der Genfer SP-Kantonalsektion. Gegen Ende der Unterschriftensammlung
engagierten sich auch die Zeitschriften K-Tipp und Saldo. Als Grund daftr gaben sie an,
dass sie verhindern wollten, dass auf dem Stimmzettel ausschliesslich von der AHV die
Rede sei und dadurch das vollstandige Ausmass der Revision unterschéatzt wirde. Zwar
kritisierten auch weitere linke Kreise die Vorlage, allen voran die Gewerkschaften,
dennoch sprachen sich die Delegierten der Unia, von VPOD, des SGB sowie von
Travai.Suisse knapp flr die Reform aus. Dabei wurden die unterschiedlichen Positionen
der Linken in der Deutsch- und Westschweiz deutlich. Um diese verschiedenen
Positionen zu vereinen, beschloss die SP eine Urabstimmung durchzufthren, bei der
sich 90 Prozent der teilnehmenden SP-Mitglieder flr die Reform aussprachen.
Ungeachtet dieser Urabstimmung beschlossen die Juso kurze Zeit spater die Nein-
Parole und unterstitzten das linke Referendumskomitee.

Gespalten zeigten sich wie bereits im Parlament auch die Birgerlichen. FDP und SVP
sowie breite Wirtschaftskreise inklusive Economiesuisse, dem Gewerbeverband und
dem Arbeitgeberverband sprachen sich gegen die Reform aus, setzten dem linken
Referendumskomitee jedoch kein burgerliches Pendant entgegen. Unter dem Namen
~Generationenallianz” bewarben sie aber gemeinsam die Ablehnung der Reform. Die
anderen burgerlichen Parteien, allen voran die CVP und BDP, warben fur die Annahme
der Vorlage. Unterstlutzt wurden sie von zahlreichen Westschweizer Verbanden, unter
anderem vom Westschweizer Wirtschaftsverband Centre Patronal. Im Laufe der
Kampagne sprachen sich unter anderem auch der Bauernverband, Eveline Widmer-
Schlumpf als neue Prasidentin der Pro Senectute, Pro Senectute selbst sowie weitere
Seniorenverbande fir die Reform aus. Gespalten zeigten sich die Versicherungen:
Wahrend Helvetia und Axa Winterthur, der Pensionskassenverband Asip sowie der
Verwaltungsratsprasident des AHV-Fonds die Reform beflrworteten, hielten sich die
anderen Versicherer bedeckt.

Da die Berichterstattung zur Vorlage nach dem Showdown im Parlament im Méarz 2017
bis zum Abstimmungstermin im September 2017 nie wirklich abriss, beleuchteten die
Medien jedes Detail der Vorlage und insbesondere des Abstimmungskampfes. So wurde
ausfuhrlich Uber die Positionen der verschiedenen Parteien, Verbénde, Vereine und
Interessengruppen, aber auch Uber einzelne Abweichler innerhalb der verschiedenen
Akteursgruppen berichtet. Diskutiert wurden die Gefahr fur die Reform durch das
erforderliche Standemehr sowie die Konsequenzen fur die Reform, falls nur eine der
beiden Vorlagen angenommen wurde. Ausfihrlich beschrieben wurden die Aktivitaten
der Jungparteien, die trotz geringem Budget mit viel Engagement versuchten, die
jungeren Stimmblrger zu mobilisieren und zu Uberzeugen. So engagierte sich zum
Beispiel die Junge CVP mit einer eigenen Pro-Kampagne im Internet und mit
Standaktionen, wahrend die Jungfreisinnigen mit Aktionstagen, Plakaten und Videos fur
ein Nein warben. Zudem erhielten die Beflrworter mit Ruth Dreifuss, Walter Andreas
Mdller und Beni Thurnheer prominente Unterstitzung. Dieses Engagement ausserhalb
des bezahlten Raums wurde auch durch eine Auswertung der Inseratekampagne durch
Année Politique Suisse verdeutlicht. Diese ergab, dass Anzahl und Reichweite der
Inserate zur Altersvorsorge entgegen der betont grossen Relevanz der Vorlage nur
durchschnittlich gross waren, was die Komitees mit ihren knappen Budgets erklarten.

Ebenfalls sehr engagiert zeigte sich Bundesrat Berset, der nicht mide wurde, die
Wichtigkeit der Reform zu betonen. Dieses starke Engagement vor allem auch in

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



Zusammenhang mit seinen Warnungen vor den drastischen Folgen eines Neins
brachten ihm jedoch viel Kritik ein. Hinzu kam eine breite Kritik am
Abstimmungsbuchlein, das ausschliesslich die Referendumsfiuhrer, also die
Westschweizer Gewerkschaften, zu Wort kommen liess, nicht aber die burgerlichen
Gegner der Vorlage. Grund daflur war, dass bei obligatorischen Referenden
Minderheitenpositionen keine eigenen Seiten erhalten und bei fakultativen Referenden
nur die Referendumskomitees. Darlber hinaus war vor allem inhaltliche Kritik am
Abstimmungsblchlein zu vernehmen, so seien die Darstellungen des Bundesrates
fehlerhaft und unvollsténdig. Doch nicht nur zur Informationspolitik des Bundesrates,
auch bezlglich der Argumentationen beider Lager wurden im Laufe der Kampagne
vermehrt kritische Stimmen laut. Kritisiert wurde, dass beide Seiten nicht mit offenen
Karten spielten und wichtige Argumente gezielt verschwiegen.

Inhaltlich drehte sich die Berichterstattung vor allem um die Frage, ob die AHV
schneller in ernsthafte finanzielle Probleme gerate, wenn man die Reform annehme
oder wenn man sie ablehne. Beide Seiten gaben zu, dass in Zukunft weitere Reformen
nétig sein werden, uneinig war man sich jedoch dartber, bei welchem
Abstimmungsergebnis dies dringender der Fall sei. Auch bezlglich den Gewinnern und
Verlierern der Reform war man sich uneins. Sowohl Beflrworter als auch Gegner
betonten, dass alleine ihre Position die Situation der Jungen und der Frauen verbessern
wirde.

Aufgrund der knappen, ungewdhnlichen Ausgangslage mit Spaltungen innerhalb der
linken und burgerlichen Parteien war schliesslich unklar, welches Lager tendenziell in
Flhrung lag. Wirklich Licht ins Dunkel konnten auch die Vorumfragen nicht bringen.
Manchmal ergaben sie einen Vorsprung der Befurworter, manchmal der Gegner, aber
grosstenteils machten sie relativ knappe Zwischenresultate zwischen den beiden Lagern
aus. Entsprechend knapp gingen die Abstimmungen schliesslich auch aus. Mit 2357
Stimmen mehr bei 50.0 Prozent und 11 5/2 Standesstimmen lehnte das Stimmvolk die
Mehrwertsteuererhdhung ab. Leicht deutlicher fiel die Entscheidung zur Reform der
Altersvorsorge 2020 aus, die mit 52.7 Prozent abgelehnt wurde. Nach Uber zweijéhriger
Ausarbeitung der Reform wird das Parlament somit bei der Revision der Altersvorsorge
von vorne beginnen mussen.

Abstimmung vom 24. September 2017

Zusatzfinanzierung der AHV durch eine Erhdhung der Mehrwertsteuer:
Beteiligung: 46.8%

Ja: 1254°675 (60,0%) / Stande: 9 1/2

Nein: 1257°032 (50,0%) / Stéande: 115/2

Parolen:
-Ja: SP, Griine, CVP, GLP, EVP, BDP, EDU
-Nein: SVP, FDP

Reform der Altersvorsorge 2020:
Beteiligung: 46,7%

Ja: 1186°079 (47,3%)

Nein: 1320°830 (52,7%)

Parolen:
-Ja: SP, Grline, CVP, GLP, EVP, BDP
-Nein: SVP, FDP, EDU, PdA ®
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